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Zur Benutzung dieses Buches




	Die empfohlenen Definitionen befinden sich immer unmittelbar hinter dem Gleichzeichen (=). Alle weiteren Texte sind Erläuterungen und Beispiele.


	Die hier aus Platzgründen gewählte Gliederung des Tatbestandsaufbaus ist nicht immer einheitlich. In Prüfungsarbeiten ist im Zweifel am gebräuchlichen dreistufigen Tatbestandsaufbau (1. Tatbestand a) Objektiver Tatbestand b) Subjektiver Tatbestand 2. Rechtswidrigkeit 3. Schuld) festzuhalten.


	
Ungeschriebene Tatbestandsmerkmale sind natürlich immer zu bedenken, auch wenn sie nicht eigens in den Schemata in diesem Buch aufgeführt sind. Das gilt besonders für die bei Erfolgsdelikten zu prüfende Kausalität und die objektive Zurechnung. Auch Strafverfolgungsvoraussetzungen (Strafanträge) sind gegebenenfalls zu erwähnen.








Unterlassen (§ 13)


Die Bedeutung von § 13 liegt darin, dass durch ihn „unechte Unterlassungsdelikte“ möglich werden: Jedes Erfolgsdelikt kann durch Nichtstun (Unterlassen) begangen werden, wenn eine Person „rechtlich dafür einzustehen hat, dass der Erfolg nicht eintritt“. Beispiel: Totschlag durch Unterlassen gem. §§ 212, 13.


Einzustehen hat jemand, der eine rechtlich fundierte Garantenstellung besitzt, die ihn zu bestimmten Handlungen verpflichtet, um einen Erfolgseintritt zu verhindern (Garantenpflicht). Garantenstellungen dieser Art können sich ergeben aus:


1) Gesetz: Ehegatten (§ 1353 BGB), Eltern gegenüber Kindern (§§ 1626, 1631 BGB): Eltern müssen gegen konkret bevorstehende Straftaten ihrer Kinder einschreiten, sind aber nicht zu bestimmten Erziehungsmaßnahmen verpflichtet. Kinder gegenüber Eltern: einzelfallabhängig (BGH Str 4 169/17).


2) Rechtlich fundierte, enge Verbundenheit: Verwandte gerader Linie, Geschwister, Verlobte.


3) Andere Lebens- und Gefahrgemeinschaften: Eheähnliche Lebensgemeinschaft, Zusammenschluss von Bergsteigern, Seglern, usw. Enge, langjährige Geschäftsbeziehung ( BGHSt 46, 196 in HRRS 2000). Für alle genannten gilt: Nicht automatisch, es kommt auf den Einzelfall an! Garantenstellung ist nur gegeben, wenn sie nach der Art die Gewähr für gegenseitige Hilfe und Fürsorge in sozialtypischen Gefahrenlagen bieten soll! Keine Garantenpflicht ergibt sich aus: Zufallsgruppe Trinkgemeinschaft (BGH 2 StR 563/18 in HRRS 2018: Joint mit Spice); Gruppe bei illegalem Grenzübertritt, Wohngemeinschaft an sich.


4) Vertrag und andere freiwillige Übernahme von Schutzpflichten: Baby-Sitter, Bergführer, Übernahme einer Krankenpflege, Arzt. Entscheidend ist: Wird faktisch Schutz übernommen? Sind im berechtigten Vertrauen darauf andere Schutzmaßnahmen unterblieben / durften unterbleiben?


5) Beruf: Arzt, Bademeister, aufsichtspflichtige Lehrer; Sozialarbeiter; Polizeibeamte: Im Dienst, örtlich & sachlich zuständig: Pflicht zur Verhinderung sämtlicher Rechtsgutsverletzungen! Außerhalb des Dienstes: Nur bei schweren Straftaten! (BGHSt 38, 388; hM). Freiheitsberaubung durch Unterlassen durch Polizisten, der für Gewahrsam verantwortlich ist: BGH 4 Str 473/13 in HRRS 2013.


6) Beherrschung von Gefahrenquellen: Pflicht zur Absicherung von Gefahrenquellen für Grundstückseigentümer, Kfz-Halter, Inhaber gefährlicher Betriebe, Halter gefährlicher Hunde, Vertrieb gefährlicher Produkte (z.B.: Pestizide).


7) Ingerenz = pflichtwidriges, gefährdendes Vorverhalten. Grundgedanke: wer durch Pflichtwidrigkeit für Andere die nahe Gefahr eines Schadens verursacht, ist zu dessen Abwendung verpflichtet.




Prüfungsaufbau des vorsätzlichen unechten Unterlassungsdeliktes





I. Tatbestand


1. Objektiver Tatbestand




1.1 Eintritt des jeweiligen Erfolges (z.B.: Tod bei § 212)


1.2 Unterlassen der Handlung, die




a) objektiv erforderlich und


b) rechtlich geboten war (§ 13, Garantenstellung)





1.3 Kausalität des Unterlassens für den Erfolg und objektive Zurechnung


1.4 Gleichwertigkeitsklausel (§ 13 I letzter Halbsatz)





2. Subjektiver Tatbestand: Vorsatz


II. Rechtswidrigkeit


III. Schuld





Vorsatz (§ 15)


Definition = Vorsatz ist das Wissen und Wollen der Tatbestandsverwirklichung.


I. Was man über „Vorsatz“ wissen muss


1. Grundsätzlich ist nur vorsätzliches Handeln strafbar – es sei denn, das Gesetz bestimmt ausdrücklich die Strafbarkeit fahrlässigen Handelns (§ 15 StGB).


2. Der Vorsatz des Täters muss sich auf alle objektiven Tatbestandsmerkmale des jeweiligen Delikts beziehen.


3. Der Vorsatz muss im Zeitpunkt der Tathandlung vorliegen.


II. Vorsatzformen


1. Absicht


Definition = wenn es dem Täter zielgerichtet auf die Erfolgsherbeiführung ankommt.





	Wissen

	Wollen





	Erfolg wird mindestens für möglich gehalten

	zielgerichtetes Erfolgsstreben







2. Direkter Vorsatz (dolus directus)


Definition = wenn der Täter weiß oder als sicher voraussieht, dass sein Handeln zur


Tatbestandsverwirklichung führt.





	Wissen

	Wollen





	Wissen oder sichere Voraussicht des Erfolges

	- keine bestimmten Anforderungen -







3. Eventualvorsatz (dolus eventualis)


Definition = wenn er den Erfolgseintritt ernstlich für möglich hält und ihn billigend in Kauf nimmt.





	Wissen

	Wollen





	Erfolg wird ernstlich für möglich gehalten

	billigend in Kauf nehmen / sich abfinden









	Faustregel zur Abgrenzung von Fahrlässigkeit: Bei dolus eventualis sagt sich der Täter: „Es kann etwas passieren – und wenn schon, meinetwegen“. Der Fahrlässigkeits-Täter sagt sich dagegen: „Es könnte etwas passieren – aber es wird schon gut gehen und nichts passieren“. Auch Gleichgültigkeit kann dabei für Vorsatz ausreichen (BGH 4 StR 442/18).


	Die Abgrenzung zwischen dieser schwächsten Vorsatzform und der stärksten Form der Fahrlässigkeit (bewusster Fahrlässigkeit) ist umstritten. Die oben genannte Definition entspricht der so genannten „Billigungstheorie“, die von der Rechtsprechung vertreten wird (BGHSt 57, 183). Andere Schwerpunkte setzen z.B. die folgenden Lehren:





a) Möglichkeitstheorie: Eventualvorsatz liegt bereits vor, wenn der Täter die konkrete Möglichkeit des Erfolgseintritts erkannt und dennoch gehandelt hat.


b) Wahrscheinlichkeitstheorie: Eventualvorsatz liegt bereits vor, wenn der Täter den Erfolgseintritt für wahrscheinlich (= mehr als möglich, aber nicht überwiegend wahrscheinlich) gehalten hat.


III. Subsumtionsempfehlung für den Vorsatz:


A müsste vorsätzlich gehandelt haben.


Vorsatz ist das Wissen und Wollen der Tatbestandsverwirklichung.


Hier könnte Vorsatz in Form der Absicht vorliegen.


Absicht liegt vor, wenn es dem Täter zielgerichtet auf die Erfolgsherbeiführung ankommt.


A zerkratzt den Autolack, weil er es dem B „heimzahlen“ will. Daraus ist zu schließen, dass es A


zielgerichtet auf die Beschädigung einer fremden Sache – des Autos des B – ankam.


Also handelte A mit Vorsatz in der Form der Absicht.




Lesetipps:


Kubiciel/Wachter: Der Berliner Raser-Fall als Prüfstein (...), in: HRRS 2018, Heft 8, S. 332 ff.


Wessels/Beulke/Satzger: Strafrecht Allgemeiner Teil, Rn. 201 ff.








Tatbestandsirrtum (§ 16)


Subjektiver Tatbestand


Prüfungsort eines möglichen Tatbestandsirrtums ist allein der subjektive Tatbestand des jeweiligen Vorsatzdelikts. Das ergibt sich aus der Gesetzesformulierung („..handelt nicht vorsätzlich“).


Voraussetzungen:


1) Irrtum = Fehlvorstellung über die Wirklichkeit




	Es ist irrelevant, ob der Täter sich eine falsche Vorstellung über den Sachverhalt macht, oder ob schlichtes Nichtwissen vorliegt.





2) über Merkmale des gesetzlichen Tatbestandes




	§ 16 meint nur Irrtümer über objektive Merkmale des Gesetzestextes. Es geht hier nicht um Irrtümer über das Erlaubt- oder Verbotensein der Tat, über das Vorliegen von Rechtfertigungsgründen o.ä.


	Dieser Irrtum kann sich auf tatsächliche Merkmale (z.B.: „Mensch“ in § 212) oder auf normative Merkmale (z.B.: „fremd“ in § 303) beziehen.


	Zum objektiven Tatbestand von Erfolgsdelikten gehört auch der Ursachenzusammenhang zwischen Handlung und Erfolg (Kausalität). Irrtümer über den Kausalverlauf des Geschehens lassen den Vorsatz gem. § 16 aber nur dann entfallen, wenn es „wesentliche“ Irrtümer sind. Das ist dann der Fall, wenn die (tatsächlich eingetretenen) Abweichungen im Kausalverlauf nach allgemeiner Lebenserfahrung nicht mehr vorhersehbar waren.


	Wird ein Tatbestandsirrtum bejaht, so bleibt eine Strafbarkeit wegen eines Fahrlässigkeitsdeliktes möglich (§ 16 Abs. 1 Satz 2).


	Beispiele für § 16: Jemand nimmt eine fremde Jacke mit, die er irrtümlich für seine hält. Jemand hat einvernehmlichen sexuellen Kontakt mit einem Kind, dass er irrtümlich für 16 Jahre alt hält.







	Sonderfall „error in persona (vel objecto)” – Verwechslung des Tatobjekts





Beispiel: A wirft einen Stein nach einer Person, die er für den B hält. In Wahrheit handelte es sich aber um den X, den er trifft.


Lösung (nach hM):


a) Sind anvisiertes und getroffenes Objekt tatbestandlich gleichwertig (A und B sind beide Menschen), so ist der Irrtum unbeachtlich. Keine Anwendung von § 16, es bleibt bei einer Strafbarkeit wegen des Vorsatzdeliktes.


b) Sind anvisiertes und getroffenes Objekt tatbestandlich nicht gleichwertig (Mensch/Sache):


Nur Versuch hinsichtlich des anvisierten (nicht getroffenen) Objektes und Fahrlässigkeitstat hinsichtlich des getroffenen Objektes (nur falls es einen entsprechenden Fahrlässigkeits-Straftatbestand gibt).




	Sonderfall „aberratio ictus” – Fehlschlag der Tat





Beispiel: A wirft einen Stein auf Person B. Der Stein prallt aber an einem Zaun ab, verändert die Flugbahn und trifft den X.


Auf die „Gleichwertigkeit“ der Tatobjekte kommt es hier nicht an. Lösung (nach hM):


a) Hinsichtlich des anvisierten Objekts B: § 16 gegeben beim Vorsatzdelikt (hier §§ 223, 224). Strafbarkeit nur wegen versuchter Körperverletzung an B.


b) Hinsichtlich des versehentlich getroffenen Objekts X: Fahrlässigkeitstat gegeben (hier: § 229), es sei denn, dolus eventualis hinsichtlich des Fehlgehens der Tat und einer möglichen Verletzung des X liegt vor.





Verbotsirrtum (§ 17)


Schuld


Prüfungsort eines möglichen Verbotsirrtums ist immer die Schuld. Liegt ein Verbotsirrtum vor, dann ist im nächsten Schritt zu unterscheiden, ob dieser unvermeidbar (S. 1; dann Ausschluss der Schuld und keine Strafbarkeit) oder vermeidbar war (S.2; dann Strafmilderungsmöglichkeit für das Gericht; in Klausuren ist über eine Milderung nicht zu entscheiden).


Voraussetzungen:


1) Fehlen einer Unrechtseinsicht


Unrechtseinsicht bedeutet, der Täter ist sich bewusst, dass sein Handeln eine gültige Rechtsnorm verletzt. Dabei muss er nicht wissen, ob es ein Straf- oder Ordnungswidrigkeitstatbestand ist. Sogar das Wissen, verwaltungs- oder zivilrechtliche Verbote zu verletzten, reicht für das Unrechtsbewusstsein aus.




	Ein direkter Verbotsirrtum liegt vor, wenn der Täter





a) die Verbotsnorm nicht kennt (z.B.: Jemand weiß nicht, dass auch das Fahrradfahren unter erheblichem Alkoholeinfluss gesetzlich verboten ist. Kürzlich Zugereiste kennen das Verbot der Abtreibung nicht),


b) die Norm in seinem Fall für ungültig hält (z.B.: Jemand erkennt sein Handeln als grundsätzlich verboten, denkt aber, er sei dazu aufgrund der Anordnung eines Vorgesetzen befugt. Jemand weiß, dass die Gewässerverschmutzungen strafbar sind, denkt aber, dies gelte nicht für ihn als Binnenschiffer; vgl.: § 324),


c) oder legt sie falsch aus (Jemand kennt ein Handelsverbot im Rahmen eines Wirtschaftsembargos, meint aber, der von ihm ausgeführte Waren fallen nicht darunter).




	Ein indirekter Verbotsirrtum liegt vor, wenn der Täter





a) über die Grenzen eines anerkannten Rechtfertigungsgrundes irrt (z.B.: Jemand erkennt sein tatsächlich gegebenes Notwehrrecht, schlägt aber wesentlich heftiger zu als zur Abwehr erforderlich und erlaubt),


b) oder sich einen nicht existierenden Rechtfertigungsgrund vorstellt (z.B.: Jemand meint, die Rechtsordnung gestatte ihm Rache).




	Nicht direkt unter § 17 fällt der Irrtum über das Vorliegen eines anerkannten Rechtfertigungsgrundes. Dieser sogenannte Erlaubnistatbestandsirrtum wird jedoch nach überwiegender Meinung ebenfalls als Problem der Schuld behandelt.


	Die Unterscheidung direkter/indirekter Verbotsirrtum ist für Klausuren nicht relevant.





In der Praxis besitzt § 17 kaum Relevanz bei StGB-Normen, da die meisten Verbote gegen Kernrechtsgüter allgemein bekannt sind. Eine größere Bedeutung kommt dem Verbotsirrtum praktisch im Nebenstrafrecht (u.a.: Gewerbe- und Urheberrecht, Steuerrecht, Naturschutzrecht) und bei Ordnungswidrigkeiten (siehe: § 11 Abs.2 OwiG) zu.


2) Vermeidbar = wenn der Täter in seiner sozialen Stellung, mit seinen individuellen Fähigkeiten und seinen rechtlichen Wertvorstellungen das Unrecht der Tat hätte einsehen können.


Das bedeutet, dass bei der Frage nach der Vermeidbarkeit ein Sonderwissen des Täters aufgrund seiner Ausbildung (z.B. als Führerscheininhaber oder aufgrund seines Berufes) oder Tätigkeit (z.B.: wer Firmen gründet, muss sich über die geltenden Vorschriften informieren) zu berücksichtigen ist. Wer sich unsicher ist und zweifelt, muss sich aktiv erkundigen und ist auch dafür verantwortlich, sich kompetente und glaubwürdige Quellen zu suchen. Es besteht aber keine allgemeine Erkundigungspflicht für jedermann über Ver- und Gebote in allen alltäglichen Lebensbereichen.





Versuch (§ 22)


I. Vorprüfung


1. Delikt wurde nicht vollendet


2. Versuch des Deliktes ist strafbar (=> §§ 23 Abs.1, 12 StGB)


II. Tatbestand


1. Tatentschluss


= Vorsatz auf alle objektiven Tatbestandsmerkmale und besondere subjektive Merkmale.




	Hinsichtlich der Tatbestandsmerkmale des jeweiligen Delikts reicht dolus eventualis.


	Der Tatentschluss muss endgültig gefasst worden sein. Keinen Tatentschluss besitzt, wer nur zur Tat geneigt ist oder ihre Begehung noch von notwendigen Bedingungen abhängig macht.





2. Unmittelbares Ansetzen


= wer Handlungen unternimmt, die nach seiner Vorstellung von der Tat unmittelbar und ohne wesentliche Zwischenakte in die Tatbestandsverwirklichung einmünden.




	Obige Definition ist die heute vorherrschende subjektiv-objektive Theorie. Nicht mehr vertreten wird heute eine objektive Lehre (Versuch = Handlungsbeginn). Auch rein subjektive Ansätze (Versuch = immer schon, wenn es nach der Vorstellung des Täters „jetzt los geht“) sind heute zu vernachlässigen.


	Mit dieser Formel ist zu bestimmen, ob nach dem Täterplan in räumlich-zeitlicher Nähe eine unmittelbare Rechtsgutsgefährdung eingetreten ist.


	Wenn eines der objektiven TBM bereits verwirklicht ist, liegt stets ein „Ansetzen“ vor. Beispiele:









	Bei Raub liegt Ansetzen vor beim Betreten einer Bank mit Waffe (BGH NStZ 83, 364); beim Klingeln an der Tür des Opfers, wenn es nach Tätervorstellung sofort beim Öffnen beraubt werden soll. - Noch kein Versuch beim Klingeln an der Tür, wenn der Täterplan vorsieht, den Raub nur durchzuführen, wenn das Opfer allein ist.


	Bei Tötungsdelikten liegt Ansetzen vor beim Eindringen in ein Haus, um eine Person zu töten; bei Manipulation elektrischer Anlagen in der plausiblen Annahme, das Opfer werde diese bald benutzen und am Stromschlag sterben (BGH NStZ 01, 475). Noch nicht bei jedem Lauern auf das Opfer oder beim Bereitstellen von Gift für möglicherweise erscheinende Einbrecher ("Bärwurz-Fall" BGHSt 43, 177).





Möglich sind auch:







	Versuch einer Qualifikation oder eines Regelbeispiels (z.B.: Täter beginnt mit dem Einsteigen i.S.v. §§ 243, 244). Dieser qualifizierte Versuch liegt erst dann vor, wenn der Täter nach seiner Vorstellung zum Grundtatbestand unmittelbar ansetzt (BGH NStZ 17, 86). Nach jüngerer Rspr. soll das aber schon mit dem Aufbrechen des Fensters eines Wohnhauses der Fall sein, wenn der Täter sich vorstellt, in unmittelbarem Anschluss daran einzudringen und Gegenstände zu entwenden (BGH NStZ 2020, 353 in HRRS 2020, kritisch: Kudlich a.a.O.).


	Versuch bei Mittäterschaft beginnt für alle Mittäter, wenn ein Mittäter innerhalb des gemeinsamen Tatplanes unmittelbar zur Tat ansetzt (BGH 4.12.2012 in HRRS 2013).


	Versuch bei mittelbarer Täterschaft beginnt, wenn der mittelbare Täter das Geschehen so aus der Hand gibt, dass nach seiner Vorstellung der Angriff auf das Opfer ohne wesentliche Zwischenakte im nachfolgenden Geschehen erfolgen wird (BGHSt 40, 257).





III. Rechtswidrigkeit IV. Schuld


V. Persönlicher Strafaufhebungsgrund: Rücktritt gem. § 24 (nur bei Anlass prüfen!)




Lesetipps:


Wessels/Beulke/Satzger, Strafrecht AT 1, S. 235-250.


Wagner/Drachsler: Übungsfall Die Party bei den Jacks, ZIS 2011.








Rücktritt vom Versuch des Alleintäters (§ 24 I)


1. Kein Fehlschlag


Fehlgeschlagener Versuch = wenn der Täter erkennt oder meint, dass ihm die Tat aus tatsächlichen Gründen unmöglich ist.


Beurteilungsmaßstab: Nach der vorherrschenden Gesamtbetrachtungslehre liegt Fehlschlag vor, wenn der Täter nach seiner letzten Ausführungshandlung (zutreffend oder fälschlich) meint, mit den ihm jetzt zur Verfügung stehenden Mitteln sein Ziel nicht mehr erreichen zu können. Dabei ist das Geschehen als natürliche Handlungseinheit zu betrachten (also: eine einzige Tat, solange keine wesentliche zeitliche oder räumliche Zäsur vorliegt). Beispiele: Täter schießt daneben und Opfer ist geflohen. Täter kann Wohnungstür beim Einbruch nicht öffnen.


2. Ist der Versuch unbeendet, beendet oder liegt Vollendung ohne Zutun des Täters vor?


3. Prüfung der jeweils erforderlichen Rücktrittshandlung


a) Unbeendet = wenn der Täter noch nicht alles getan zu haben glaubt, was nach seiner Vorstellung zur Vollendung mit seinen Mitteln möglich und nötig ist.


Folge: Der Täter muss die weitere Tatausführung aufgeben (§ 24 Abs. 1 Satz 1 1. Alt).


Aufgeben = wenn der Täter von weiteren Maßnahmen zur Tatbestandsverwirklichung absieht.


b) Beendet = wenn der Täter alles getan zu haben glaubt, was nach seiner Vorstellung zur Herbeiführung des Erfolgs nötig (oder möglicherweise ausreichend) ist.


Folge: Der Täter muss die Vollendung verhindern (§ 24 Abs. 1 Satz 1 2. Alt).


Vollendung verhindern = wenn eigene Aktivität des Täters eine Ursachenkette in Gang setzt, die für die Nichtvollendung seines versuchten Delikts zumindest mitursächlich wird (BGHSt 48, 147).


c) Ohne Zutun des Täters = ist die Vollendung insbesondere dann verhindert, wenn (1) dritte Personen eingreifen und die Vollendung verhindern. Selten greift diese Variante auch ein, wenn (2) der Versuch objektiv fehlgeschlagen ist, der Täter dies aber noch nicht erkannt hat. Zudem kann § 24 I S.2 beim (3) untauglichen Versuch vorliegen oder wenn (4) der konkrete Erfolg dem Täter nicht zurechenbar war.


Folge: Der Täter muss sich ernsthaft um Vollendungsverhinderung bemühen (§ 24 Abs. 1 S. 2).


Ernsthaftes Bemühen = wenn der Täter alle ihm bekannten Möglichkeiten zur Erfolgsverhinderung ausschöpft (BGH NStZ 2018, 28).


4. Freiwilligkeit = wenn der Täter aufgrund autonomer Motive, also eines freien Willensentschlusses handelt, und die Verwirklichung seiner Tat noch für möglich hält.


Dagegen unfreiwillig = wenn heteronome, äußere Zwänge ein Weiterhandeln aus Tätersicht verhindern oder als unvernünftig erscheinen lassen. Beispiele: Unfreiwillig, wenn dem Täter das Entdeckungsrisiko zu groß wird, wenn er aufgrund unüberwindbaren Ekels aufhört. – Freiwillig, wenn er aus Mitleid mit dem Opfer oder aus Scham aufgibt, oder durch beruhigendes Einreden von dritten Personen, aufgrund von Gewissensbissen.




Lesetipps:


BGH 4 StR 168/14 in HRRS 2014: Fehlgeschlagener Versuch der gefährlichen Körperverletzung


Steinberg/Malakooti: Übungsfall Ein zauderndes Trio (versuchter § 212), ZJS 2/2016.








Rücktritt bei mehreren Beteiligten (§ 24 II)


Sinn der Norm: Da eine Tat mit mehreren Beteiligten für das jeweilige Rechtsgut als besonders gefährlich angesehen wird, ist ein strafbefreiender Rücktritt schwieriger als bei § 24 Abs. 1: Der Zurücktretende muss die Vollendung tatsächlich verhindern (Satz 1) oder sich neben der Rücknahme seiner Tatbeiträge zumindest freiwillig und ernsthaft um diese Verhinderung bemüht haben (Satz 2).


1. Kein Fehlschlag (siehe bei § 24 Abs. 1)


2. Bestimmung der Situation und Prüfung der Voraussetzung:





	Abs. 1:


Vollendung wird verhindert

	Abs. 2 Alt. 1:


Vollendung wird ohne sein Zutun verhindert

	Abs. 2 Alt. 2:


Tat wird begangen (vollendet), aber unabhängig von seinem früheren Tatbeitrag





	a) Vollendungsverhinderung

	a) Vollendungsverhinderung ohne Zutun

	a) Vollendung der Tat unabhängig vom Beitrag des Zurücktretenden





	- Gemeint sind hier nur Fälle, in denen alle Tatbeteiligten einvernehmlich zurücktreten und die Tat nicht vollendet wird.

	- Gemeint sind Fälle, in denen die Tat nicht vollendet wird, weil


> das Opfer sich erfolgreich wehrt,

	Der Zurücktretende muss die Kausalität seines Beitrages für die Tat vollständig beseitigen.





	- Jeder Tatbeteiligte muss einen mitursächlichen Beitrag zur Nichtvollendung leisten, nur dann wird ihm ein Rücktritt angerechnet.


Beispiel: A und B geben freiwillig ihren begonnenen Einbruchs- versuch auf, den sie nur zu zweit hätten zu Ende führen können (z.B.: weil für den Transport der Beute allein nicht möglich gewesen wäre).

	> Dritte oder ein anderer Tatbeteiligter sie ohne sein Wissen schon verhindert hat.


Beispiele: Opfer einer Körperverletzung wehrt sich erfolgreich; Mittäter versuchen Betrug – einer der Mittäter klärt den Irrtum des Opfers aber auf, bevor es zu einer Vermögensverfügung kommt.

	
Beispiel: A, B wollen einen Einbruch verüben. Während des Versuches nimmt B dem A sein Werkzeug weg. A öffnet die Tür mit eigenen Mitteln. B droht ihm erfolglos damit, die Polizei zu rufen, wenn er nicht aufhört.





	
b) Freiwilligkeit (wie § 24 Abs. 1)

	
b) freiwilliges und ernsthaftes Bemühen um Vollendungsverhinderung (wie bei § 24 Abs. 1)

	
b) freiwilliges und ernsthaftes Bemühen um Vollendungsverhinderung (wie bei § 24 Abs. 1).









Lesetipps:


BGH 3 StR 149/14 in HRRS 2014 (Mittäter treten vom Versuch der §§ 253, 255 zurück)


Koch/Rößler: Übungsklausur „Nachts sind alle Autos grau“, JA 2021, S. 637.








Mittelbare Täterschaft (§ 25 I S.2)


A. Strafbarkeit des Tatnächsten („Vordermann“, Tatmittler)


B. Strafbarkeit des mittelbaren Täters („Hintermann“) gem. § 25 Abs. 1 2. Alt.


I. Objektiver Tatbestand


1. Verwirklichung des TB (zumindest teilweise) durch einen anderen (Verweis auf oben: A)


Mittelbare Täterschaft kommt nur in Betracht, wenn eine Strafbarkeit des (unmittelbar handelnden) Vordermanns nicht vorliegt, weil dieser




	objektiv nicht tatbestandsmäßig handelt (z.B. Selbstschädigung: Sirius-Fall BGHSt 32, 38),


	ohne Vorsatz handelt (auch: ohne eine spezifische subjektive Absicht, z.B.: Zueignungsabsicht bei § 242),


	rechtmäßig handelt (z.B.: jemand bewirkt die polizeiliche Festnahme eines anderen),


	ohne Schuld handelt (z.B. weil ein Kind handelt, vgl.: § 19 StGB).





Mittelbare Täterschaft ist dagegen nicht möglich




	wenn der Vordermann voll tatbestandlich, ohne Irrtum und schuldfähig handelt.





(Ausnahme davon z.B.: Es besteht eine Überlegenheit des Hintermannes durch mafiaähnliche Organisationsstrukturen oder auch durch staatliche Macht-/Organisationsstrukturen. Siehe etwa die Entscheidungen zu Todesschüssen an der dt./dt. Grenze: BGHSt 45, 270 in HRRS 1999; Wessels/Beulke/ Satzger, Strafrecht AT, Rn. 541) sowie




	bei eigenhändigen Delikten und Sonderdelikten (Amtsträger).





2. Tatbeitrag des mittelbaren Täters




	Nach der Tatherrschaftslehre muss dieser Beitrag mit Überlegenheit in Wissen oder Wollen erfolgen, durch die der mittelbare Täter (Hintermann) das Geschehen steuert.
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